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I. Allgemeines 

1. Ministerkomitee 

Die 75. Sitzung des Ministerkomitees fand am 
21./22. November 1984 unter Vorsitz des französi-
schen Europaministers Dumas statt. Die Minister 
traten am Abend des 21. November zu dem üblichen 
informellen Treffen zusammen. Gleichzeitig kamen 
die Politischen Direktoren der 21 Mitgliedstaaten 
zu ihrem ebenfalls traditionellen Meinungsaus-
tausch am Rande der Sitzung des Ministerkomitees 
zusammen. Am Nachmittag des 21. November fand 
das jährliche Kolloquium des Ministerkomitees mit 
der Parlamentarischen Versammlung statt. 

Die deutsche Delegation wurde am Vormittag des 
22. November vom Bundesminister des Auswärti-
gen, Genscher, während der übrigen Zeit von 
Staatsminister Möllemann geleitet. Staatsminister 
Möllemann leitete als stellvertretender Vorsitzen-
der zeitweilig in Vertretung des französischen Vor-
sitzenden das Ministerkomitee. 

Im Mittelpunkt der Beratungen der Minister wäh-
rend des informellen Treffens und des Meinungs-
austausches der Politischen Direktoren standen 
West-Ost-Fragen. Die Minister befaßten sich ferner 
u. a. mit Fragen der europäischen Zusammenarbeit 
und des Nord-Süd-Dialogs. Die Politischen Direkto-
ren sprachen auch über Lateinamerika. 

Im Mittelpunkt der ordentlichen Sitzung des Mini-
sterkomitees stand die Debatte über die Rolle des 
Europarats im europäischen Einigungsprozeß und 
über die West-Ost-Beziehungen einschließlich des 
KSZE-Prozesses. Hierzu erläuterte Bundesminister 
Genscher die Haltung der Bundesregierung. Behan-
delt wurden außerdem Fragen des Nord-Süd-Dia-
logs, des Terrorismus, der Arbeitsmethoden des Eu-
roparats sowie die Ministerkonferenz über Men-
schenrechte in Wien im Frühjahr 1985. 

Die Minister verabschiedeten eine Entschließung, 
mit der sie ihren Willen zur Intensivierung des poli-
tischen Dialogs im Rahmen des Europarats bekräf-
tigen. 

Während des Kolloquiums des Ministerkomitees 
mit der Parlamentarischen Versammlung wurde — 
auf Vorschlag der Versammlung — eine Kommis-
sion hervorragender europäischer Persönlichkeiten 
unter Vorsitz des früheren italienischen Außenmi-
nisters Colombo berufen. Der Kommission gehört 
als deutsches Mitglied Bundestagspräsident a. D. 
von Hassel an. 

Der Vorsitz im Ministerkomitee ging mit Ablauf der 
75. Sitzung auf die Bundesrepublik Deutschland 
über, den stellvertretenden Vorsitz übernahm Grie-
chenland. 

Zur sachlichen Einführung der deutschen Präsi

-

dentschaft im Ministerkomitee legte Staatsminister 

Möllemann in Vertretung des Bundesministers des 
Auswärtigen am 3. Dezember 1984 vor den Mini-
sterdelegierten die Absichten und Ziele der deut-
schen Präsidentschaft dar. 

Der Vorsitzende des Ministerkomitees, der Bundes-
minister des Auswärtigen, Genscher, führte am 
5. Dezember 1984 zu Beginn der deutschen Präsi-
dentschaft einen Meinungsaustausch über die wei-
tere Arbeit des Europarats mit dem Präsidenten 
der Parlamentarischen Versammlung, Dr. Ahrens, 
und dem Generalsekretär Marcelino Oreja. Das 
Treffen diente dem Ziel einer Intensivierung der 
Zusammenarbeit von Ministerkomitee und Parla-
mentarischer Versammlung. 

Auf Einladung des Vorsitzenden des Ministerkomi-
tees, Bundesminister des Auswärtigen, Genscher, 
fand erstmals in der 35jährigen Geschichte des Eu-
roparats am 29. Januar 1985 eine Sondersitzung des 
Ministerkomitees in Straßburg statt, an der 16 Au-
ßenminister teilnahmen. Im Zeichen eines intensi-
vierten politischen Dialogs im Rahmen des Europa-
rats führten die Minister einen Meinungsaustausch 
über Fragen der West-Ost-Beziehungen einschließ-
lich KSZE, Lateinamerika und des Nahen Ostens. 

Das Komitee des Ministerbeauftragten hielt im Be-
richtszeitraum sieben Sitzungen ab (375. bis 382.). 

2. Parlamentarische Versammlung *) 

Die Parlamentarische Versammlung veranstaltete 
den zweiten Teil ihrer 36. ordentlichen Sitzung vom 
26. September bis 4. Oktober 1984 und den dritten 
Teil vom 28. Januar bis 1. Februar 1985. 

Als Vorsitzender des Ministerkomitees erstattete 
der französische Europaminister Dumas am 3. Ok-
tober 1984 den turnusmäßigen Bericht des Minister-
komitees. 

Zu Beginn der Herbstsitzung verabschiedete der 
Präsident der Parlamentarischen Versammlung, 
Dr. Ahrens, am 26. Oktober 1984 Generalsekretär 
Dr. Karasek. Der neue Generalsekretär Marcelino 
Oreja (Amtsübernahme am 1. Oktober 1984) stellte 
sich mit einer programmatischen Rede der Ver-
sammlung vor. 

Zur Versammlung sprachen ferner der Präsident 
der Republik Irland, Hillery, der Generaldirektor 
der UNESCO, M'Bow, und der Präsident des Direk-
tionsausschusses des Wiedereingliederungsfonds 
des Europarats für die nationalen Flüchtlinge und 
für Überbevölkerung, Claudius-Petit. 

*) Anmerkung: Der erste Teil der 36. ordentlichen Sitzung 
fand vom 7. bis 11. Mai 1984 nicht, wie irrtümlich in 
Drucksache 10/2093 S. 2 berichtet, in Lissabon, sondern 
in Straßburg statt. 
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Die Parlamentarische Versammlung beriet wäh-
rend der Herbstsitzung u. a. über Fragen der Allge-
meinen Politik des  Europarats und die Zukunft 
der europäischen Zusammenarbeit, über landwirt-
schaftliche Aspekte der Süderweiterung und über 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Europa und La-
teinamerika, über die Konferenz über die Rolle 
Europas im Nord-Süd-Verhältnis, über Fragen der 
europäischen wissenschaftlichen Zusammenarbeit, 
Drogenfragen, illegale Wanderbewegungen, die 
Lage der Minderheiten in Rumänien und Fragen 
der Zusammenarbeit in Kultur und Sport. Sie ver-
abschiedete Empfehlungen und Entschließungen. 

Während des dritten Teils der 36. Sitzungsperiode 
der Versammlung erstattete der Bundesminister 
des Auswärtigen, Genscher, als Vorsitzender des 
Ministerkomitees am 30. Januar 1985 den turnus-
mäßigen Bericht des Ministerkomitees. 

Zur Versammlung sprachen ferner die niederländi-
sche Verkehrsministerin Smit-Kroes und der Gene-
ralsekretär der OECD, Jean-Claude Paye. 

An den Beratungen der Versammlung nahmen par-
lamentarische Delegationen aus Kanda, Finnland, 
Japan, Neuseeland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika teil. Die Versammlung befaßte sich 
u. a. mit der Lage in Lateinamerika, den Beziehun-
gen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
von Amerika, dem maltesischen Gesetz über Einmi-
schungen von außen und die Lage der Menschen-
rechte in Malta, der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa und die Menschenrech-
te, Maßnahmen zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der Luftverunreinigung und das Europäische 
Jahr der Musik. Sie verabschiedete Empfehlungen 
und Entschließungen. 

Am 3. Februar 1985 fand erstmals seit 1982 eine 
gemeinsame Sitzung der Präsidien der Parlamenta-
rischen Versammlung und des Europäischen Parla-
ments statt, bei der Fragen der praktischen Zusam-
menarbeit der beiden parlamentarischen Institutio-
nen erörtert wurden. 

II. Politische Fragen 

1. Malta 

Die Ministerbeauftragten befaßten sich wiederholt 
mit dem Verhältnis Maltas zum Europarat. 

2. Türkei 

Die Türkei hat im November 1984 bis zu einer Ent-
scheidung über die Nachholung ihres Vorsitzes im 
Ministerkomitee ihre Teilnahme an den Minister-
komitee-Sitzungen auf Ministerebene eingestellt. 

3. Politischer Meinungsaustausch 

Im Rahmen ihres außenpolitischen Meinungsaus

-

tausches erörterten die Ministerbeauftragten unter 

Hinzuziehung von Sachverständigen der Außenmi-
nisterien am 21. Januar 1985 gemeinsam interessie-
rende Fragen der Vereinten Nationen und am 
26. März 1985 Fragen des Expertentreffens für Men-
schenrechte in Ottawa und der KVAE. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten beschloß Er-
klärungen zur Lage der irakischen Kriegsgefange-
nen im Iran (Dezember 1984), zur Unterstützung 
des Contadora-Prozesses (Februar 1985) und über-
sandte Glückwunschbotschaften zur Amtseinfüh-
rung der Präsidenten von Uruguay und Brasilien 
(März 1985). 

4. Kontakte zu außereuropäischen Staaten 

Eine Delegation von Botschaftern der Arabischen 
Liga führte in Straßburg im Januar 1985 Gespräche 
mit dem Präsidenten der Parlamentarischen Ver-
sammlung und mit Generalsekretär Oreja. 

Ill.  Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen 
sonstigen Aufgabenbereichen 

1. Menschenrechtsfragen 

Am 22. November 1984 wurde das 7. Zusatzproto-
koll zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) (vgl. Drucksache 10/2093, S. 3) und am 
19. März 1985 auch das 8. (Änderungs-)Protokoll zur 
EMRK zur Zeichnung aufgelegt. Die Bundesregie-
rung hat beide Protokolle am 19. März 1985 gezeich-
net und dabei zum 7. Zusatzprotokoll — ähnlich wie 
Frankreich und die Niederlande — eine Interpreta-
tionserklärung über den Anwendungsbereich abge-
geben. Das 8. Protokoll enthält eine Reihe von Re-
gelungen, die zur Beschleunigung der Beschwerde-
verfahren beitragen sollen, darunter die Einfüh-
rung eines sogenannten Dreier- oder Fünferaus-
schusses, der den Richterausschüssen des Bundes-
verfassungsgerichts gemäß § 93 a BVerfGG nachge-
bildet ist. 

Am 19. und 20. März 1985 fand in Wien eine Euro-
päische Konferenz der für Menschenrechte zustän-
digen Minister statt. Themen der Konferenz waren: 
Die Lage der Menschenrechte in der Welt, die Ar-
beitsweise der Organe der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, die Rolle des Europarats 
bei der künftigen Verwirklichung der Menschen-
rechte und die Herausforderung der Menschen-
rechte durch die Entwicklung von Wissenschaft und 
Technologie. Hierzu wurden eine Erklärung und 
drei Entschließungen verabschiedet. 

2. Soziale Fragen und öffentliches Gesundheitswesen 

Das Komitee der Ministerbeauftragten verabschie-
dete im September 1984 im Rahmen eines Teilab-
kommens — nicht alle Mitgliedstaaten sind betei-
ligt, jedoch die Bundesrepublik Deutschland — eine 
Entschließung über eine kohärente Rehabilita-
tionspolitik für Behinderte (AP [84] 3), in der alle 
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bisherigen einschlägigen Instrumente des Europa-
rats zusammengefaßt sind. Berücksichtigt sind Er-
kenntnisse aus dem Internationalen Jahr der Be-
hinderten 1981 sowie seitdem entwickelte Zielset-
zungen. Im Ergebnis liegt nun ein umfassendes Re-
habilitationskonzept vor. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten verabschie-
dete ferner im Dezember 1984 eine Empfehlung 
über den Beitrag der sozialen Sicherheit zu präven-
tiven Maßnahmen (R [84] 24), im Februar eine Emp-
fehlung über den rechtlichen Schutz gegen un-
terschiedliche Behandlung nach dem Geschlecht 
(R [85] 2) und im März eine Empfehlung über Ge-
walt in der Familie (R [85] 4). Es beschloß im De-
zember 1984, zu dem vom Lenkungsausschuß für 
soziale Angelegenheiten erarbeiteten Entwurf eines 
Zusatzprotokolls zur Europäischen Sozialcharta, 
mit dem vier neue Rechte formuliert werden sollten 
(vgl. Drucksache 10/2093, S. 4), die Stellungnahmen 
der europäischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organisationen einzuholen. Es leitete den Endbe-
richt einer Expertenkommission für die Stellung 
der Frau im politischen Entscheidungsprozeß an 
verschiedene Lenkungsausschüsse weiter mit der 
Aufforderung, die darin enthaltenen Empfehlungen 
in ihrem jeweiligen Aufgabenbereich zu berück-
sichtigen. Das Komitee der Ministerbeauftragten 
hat im März die Mitgliedstaaten aufgefordert, einen 
Bericht, der im Auftrag des Europarats über Lage 
und Schutz von behinderten Wanderarbeitnehmern 
erstellt wurde, bei der Konzipierung nationaler 
Maßnahmen zu berücksichtigen (vgl. Druck-
sache 10/2093, S. 4). Der Lenkungsausschuß für so-
ziale Angelegenheiten hat im Berichtszeitraum u. a. 
die Einführung eines Europäischen Seniorenpasses 
und die ehrenamtliche Mitarbeit in der freien Wohl-
fahrtspflege beraten. 

Im November 1984 befaßte sich ein Seminar des 
Europarats über nachbarschaftliche Beziehungen 
mit den Problemen, die sich aus dem Zusammenle-
ben von einheimischer und ausländischer Bevölke-
rung ergeben. 

Die Vorbereitungen für die geplante Ministerkonfe-
renz zum Thema Gleichberechtigung zwischen 
Frauen und Männern 1986 in Straßburg wurde dem 
Ausschuß für die Gleichstellung von Mann und 
Frau übertragen. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten verabschie-
dete im Oktober 1984 eine Empfehlung übr die Ver-
hütung von Krankeninfekten (R [84] 20) und im 
März eine Empfehlung über ein Modell-Curriculum 
für die Ausbildung von Bluttransfusionsspeziali-
sten (R [85] 5). 

Ein Ausschuß Hoher Beamter schloß die Vorberei-
tungsarbeiten für die 2. Konferenz der europäischen 
Gesundheitsminister (16. bis 18. April 1985 in Stock-
holm) ab. Die Konferenz soll einen Gesamtüber-
blick über die Lage der Psychiatrie in Europa er-
möglichen. Schweden hat den Teilbericht Förde-
rung der geistig-seelischen Gesundheit und Frank-
reich den Teilbericht Entwicklung einer Politik für 
eine gemeindenahe Versorgung übernommen. 

Aus dem Bereich des Teilabkommens für öffentli-
ches Gesundheitswesen haben die Ministerbeauf-
tragten Entschließungen über Warnhinweise für 
bestimmte Arzneimittelgruppen (AP [85] 1) und die 
Verwendung von Raucharomen zur Herstellung von 
Lebensmitteln (AP [85] 2) verabschiedet. 

Die Herausgabe der zweiten Ausgabe des Europäi-
schen Arzneibuches ist mit den Teilbänden 7 und 8 
vorangeschritten. Die Revisionsarbeit an der ersten 
Ausgabe ist kurz vor der endgültigen Fertigstellung. 
Der Kreis der an dem Übereinkommen zur Ausar-
beitung des Europäischen Arzneibuchs beteiligten 
Staaten erweiterte sich um Griechenland auf nun-
mehr 17 Mitgliedstaaten. 

Am 1. Januar 1985 ist Portugal als 15. Mitgliedstaat 
des Europarats dem Europäischen Teilabkommen 
zur Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Dro-
genmißbrauchs und illegalen Drogenhandels (Pom-
pidou-Gruppe) beigetreten. Expertentreffen be-
schäftigten sich im Berichtszeitraum mit folgenden 
Fragen: Aufspüren, Bekämpfung des Drogenhan-
dels auf hoher See, Epidemiologie des Drogenmiß-
brauchs. 

3. Kultur, Erziehung und Sport 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat auf An-
regung des Bundesministers des Auswärtigen eine 
Entschließung zur Intensivierung der kulturellen 
Zusammenarbeit mit den mittel- und osteuropäi-
schen Staaten vorbereitet, die den Ministern wäh-
rend des 76. Ministerkomitees vorgelegt werden 
soll. 

Der Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CDCC) 
nahm auf seiner 47. Sitzung (19. bis 22. Februar 
1985) Empfehlungen zum künstlerischen Schaffen, 
für die Menschenrechte im Schulunterricht und zur 
Erhaltung des Filmerbes an und beriet u. a. über 
eine Entschließung zum Thema Filmverleih in Eu-
ropa. 

Zur geplanten Europäischen Historischen Ausstel-
lung (voraussichtlicher Ausstellungsbeginn 1988) 
wird erstmals im Oktober 1985 eine Arbeitsgruppe 
zusammentreten. 

Das auf Expertenebene erarbeitete Verfahren zur 
Durchführung von Versuchsklassen für Kinder der 
Wanderarbeitnehmer wurde gebilligt. Eine Konfe-
renz für Musikerziehung in Straßburg (September 
1985) wurde vereinbart. 

Vom 24. bis 26. Oktober 1984 fand in Rom eine Kon-
ferenz über Fragen der Mobilität im europäischen 
Hochschulbereich statt. Außerdem wurden Fragen 
der Hochschulbeziehungen zwischen den Staaten 
des Europarats und Lateinamerika behandelt. 

Das Projekt 9 des CDCC (Maßnahmen der Erwach

-

senenbildung auf kommunaler Ebene) veranstaltet 
im Dezember 1984 in Straßburg ein Hearing über 
die weitere Entwicklung der Methode des Coopera-
tive Monitoring. Vom 21. bis 25. Januar 1985 tagte in 
Straßburg eine Arbeitsgruppe zur Entwicklung von 
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Materialien für die örtliche Bildungsarbeit von Er-
wachsenen. 

Die Parlamentarische Versammlung begrüßte auf 
ihrer Herbstsitzung die Ergebnisse der 4. Europäi-
schen Sportministerkonferenz in Malta (Mai 1984) 
und würdigte den Beitrag der europäischen Sport-
minister zur Zusammenarbeit im Bereich des 
Sports als Modell für die europäische Zusammenar-
beit auf anderen Gebieten des kulturellen Bereichs 
und unterstützte den Wunsch der Sportminister 
nach mehr Autonomie im Rahmen des Europarats. 

Der Lenkungsausschuß für die Entwicklung des 
Sports bestätigte auf seiner Sitzung im März 1985 
die Notwendigkeit eines zentralen europäischen In-
formationssystems auf dem Gebiet des Sports und 
befürwortete die Prüfung der Einrichtung eines ge-
meinsamen Ausschusses der Sportinformationsbe-
auftragten im Rahmen des Lenkungsausschusses. 
Er erörterte die Vorbereitungen zur 5. Sportmini-
sterkonferenz im Oktober 1986 in Dublin und beauf-
tragte ein erweitertes Büro mit den Vorbereitungen. 
Der Lenkungsausschuß wird Anfang 1986 eine Kon-
ferenz über die künftigen Aufgaben und Beziehun-
gen von Staat, Wirtschaft und Medien zum Sportbe-
reich in den Niederlanden veranstalten. 

4. Medien 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat in Er-
gänzung der Empfehlung über Grundsätze der 
Fernsehwerbung im grenzüberschreitenden Rund-
funk, insbesondere Satellitenrundfunk (R [84] 3), im 
Dezember 1984 eine weitere Empfehlung über die 
Nutzung von Satelliten für Fernsehen und Hörfunk 
(R [84] 22) verabschiedet. Diese Empfehlung enthält 
insbesondere allgemeine Grundsätze der Pro-
grammgestaltung und Programmverantwortlich-
keit sowie des Rechts der Gegendarstellung, für de-
ren Beachtung die Mitgliedstaaten Sorge tragen 
sollen. Das geltende deutsche Recht wird diesen 
Empfehlungen gerecht. 

5. Jugendfragen 

Zum Halbjahresbericht der Bundesregierung über 
die Tätigkeit des Europarats vom 1. April bis 
30. September 1984 (Drucksache 10/2093) wird nach-
getragen, daß der Europarat am 4. Mai 1984 anläß-
lich seines 35jährigen Bestehens eine Jugendkonfe-
renz in Straßburg veranstaltete. 

Das Europäische Jugendzentrum veranstaltete im 
Berichtszeitraum 20 Seminare zu Themen wie Ju-
gendarbeitslosigkeit, die Situation ausländischer 
Studenten in Europa, West-Ost-Beziehungen, Ras-
sismus und Xenophobie, Kultur der Jugend in der 
Freizeit. Es nahmen 71 Deutsche und insgesamt 815 
europäische Jugendliche an diesen Veranstaltun-
gen teil. 

Es fanden zwei Symposien statt zu den Themen 
Menschenrechtskonvention und Wehrdienstverwei

-

gerung sowie über Fragen des Jugendaustauschs. 

Zur Vorbereitung der europäischen Jugendwoche 
fand ein Ausbildungslehrgang für Jugendleiter 
statt. 

Dem Europäischen Jugendwerk sind für 1985 rd. 
8,4 Mio. FF (Anteil der Bundesrepublik Deutschland 
liegt bei rd. 1,5 Mio. FF) für die Förderung von Maß-
nahmen internationaler Jugendorganisationen von 
den Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt wor-
den. 

Die Vorbereitungen für die geplante Jugendmini-
sterkonferenz (voraussichtlich Dezember 1985) wur-
den fortgesetzt. 

6. Raumordnung und Städtebau 

Die Vorbereitungen für die 7. Europäische Raum-
ordnungsministerkonferenz (21. bis 23. Oktober 1985 
in Den Haag) wurden fortgesetzt. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat im Ja-
nuar 1985 eine Empfehlung über ausgeglichene re-
gionale Entwicklung (R [85] 1) verabschiedet. Eine 
weitere Empfehlung zur Planung in europäischen 
Küstenregionen ist in Vorbereitung. Hierzu werden 
vom 7. bis 9. Mai 1985 in Cuxhaven in einem Euro-
päischen Seminar über Planung zum Schutz der eu-
ropäischen Küstenregionen Probleme des Watten-
meeres als Schwerpunktthema behandelt. Das Ko-
mitee der Ministerbeauftragten hat über die Abhal-
tung einer Europäischen Kampagne für den ländli-
chen Raum beraten und die Einsetzung einer Ar-
beitsgruppe zur vorbereitenden Planung beschlos-
sen. 

7. Kommunale und regionale Fragen 

Vom 6. bis 8. November 1984 tagte in Rom die 
6. Europäische Kommunalministerkonferenz. Sie 
befaßte sich im wesentlichen mit dem Entwurf ei-
ner Charta der kommunalen Selbstverwaltung, der 
vom Lenkungsausschuß für kommunale und regio-
nale Angelegenheiten ausgearbeitet worden war 
und auf einen Vorschlag der Ständigen Konferenz 
der Gemeinden und Regionen Europas zurückgeht. 
Die Minister billigen einmütig die Prinzipien des 
Chartaentwurfs. Dabei trat die deutsche Seite nach-
drücklich dafür ein, der Charta die völkerrechtlich 
verbindliche Form einer Europaratskonvention zu 
geben. Dieser Auffassung schloß sich die Mehrheit 
der anderen Delegationen an, während eine Min-
derheit sich für die Form einer Empfehlung aus-
sprach. Die Entscheidung dieser Frage liegt nun-
mehr beim Ministerkomitee. 

Vom 16. bis 18. Oktober 1984 fand in Straßburg die 
XIX. Tagung der Ständigen Konferenz der Gemein-
den und Regionen Europas statt. Sie faßte eine 
Reihe von Entschließungen, von denen die über 
Maßnahmen zur Verhinderung des Waldsterbens 
besonders hervorzuheben ist. 

An 18 deutsche Gemeinden und Städte wurde im 
März 1985 die Europafahne verliehen. 
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8. Rechtsfragen 

Am 14. Juni 1985 wird in Edinburgh eine informelle 
Konferenz der Justizminister zu den Themen 
Menschliche Befruchtung und Embryologie und 
Methoden und Ergebnisse der Verbrechensverhü-
tung, stattfinden. Das Komitee der Ministerbeauf-
tragten hat Empfehlungen im November 1984 über 
die Erwerbung der Nationalität des Gastlandes 
durch Flüchtlinge (R [84] 21), im Dezember 1984 zur 
Harmonisierung der nationalen Gesetzgebung für 
Schußwaffen (R [84] 21) und im März 1985 über die 
Rechtspflichten der Ärzte gegenüber ihren Patien-
ten (R [85] 3) verabschiedet. Es hat ferner im Ja-
nuar 1985 das Europäische Übereinkommen über 
strafbare Handlungen gegen Kulturgut verabschie-
det, mit dem die internationale Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung von Straftaten gegen Kultur-
güter (einschließlich deren Rückgabe) verbessert 
werden soll. Ein Beschluß über die Auflegung zur 
Zeichnung wurde bisher nicht gefaßt. 

Der Lenkungsausschuß für rechtliche Zusammen-
arbeit vertagte seine Beratungen über einen Über-
einkommensentwurf zum Eigentumsvorbehalt bis 
zum Dezember 1985, um die innerstaatlichen Erör-
terungen zur Insolvenzrechtsreform abzuwarten. 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe leitender Beamter, die 
nach dem Beschluß der XIV. Konferenz der Euro-
päischen Justizminister vom 29. bis 31. Mai 1984 in 
Madrid eine Bestandsaufnahme der internationa-
len Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Ter-
rorismus und Vorschläge zur Verbesserung der Zu-
sammenarbeit erarbeiten soll, hat ihre Arbeit auf-
genommen. 

Im Bereich des Tierschutzes hat der Ständige Aus-
schuß nach Artikel 8 des Europäischen Überein-
kommens zum Schutz von Tieren in landwirtschaft-
lichen Tierhaltungen die Arbeiten an dem Entwurf 
einer Empfehlung über Anforderungen, die bei der 
Schweinehaltung zu beachten sind, fortgesetzt. 

Eine Arbeitsgruppe des Ad-hoc-Sachverständigen-
Ausschusses für den Tierschutz befaßt sich z. Z. mit 
dem Schutz von Heimtieren. Hierbei sind u. a. Rege-
lungen für das Züchten, Halten und den Handel mit 
Heimtieren vorgesehen. Der Ausschuß hat sich da-
für ausgesprochen, daß die künftigen Bestimmun-
gen des Europarats über den Schutz von Heimtie-
ren die Rechtsform eines Übereinkommens erhal-
ten sollen. 
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I. Allgemeines 

Der Berichtszeitraum fällt insgesamt in die Dauer 
der deutschen Präsidentschaft im Rat der WEU 
(1. Juli 1984 bis 30. Juni 1985). Herausragende Ereig-
nisse waren die Sitzung des Rats am 26./27. Oktober 
1984 in Rom unter Vorsitz von Bundesminister Gen-
scher (erstmals in der Zusammensetzung der Au-
ßen- und der Verteidigungsminister aller WEU-Län-
der) sowie die Sondersitzung der Versammlung am 
29. Oktober 1984 in Rom. Beide Veranstaltungen 
fanden aus Anlaß des 30. Jahrestages der Unter-
zeichnung des modifizierten Brüsseler Vertrages 
statt. Die Versammlung trat außerdem zum zweiten 
Teil ihrer 30. Sitzungsperiode vom 3. bis 6. Dezem-
ber 1984 in Paris zusammen. Im Deutschen Bundes-
tag fand am 8. November 1984 im Anschluß an eine 
Erklärung von Bundesminister Genscher über die 
Tagung der Westeuropäischen Union in Rom eine 
allgemeine Aussprache statt (vgl. Plenarprotokoll 
der 98. Sitzung des Deutschen Bundestages). 

Il. Politische Fragen 

1. Bei der Sitzung des Ministerrats erstmals in 
der Zusammensetzung der Außen- und der Ver-
teidigungsminister am 26J27. Oktober 1984 in 
Rom unter Vorsitz von Bundesminister Gen-
scher bestätigen die Mitgliedstaaten der WEU, 
daß die verstärkte Zusammenarbeit innerhalb 
der Westeuropäischen Union zur Aufrechter-
haltung einer angemessenen militärischen 
Stärke und politischen Solidarität im Rahmen 
der Atlantischen Allianz und auf dieser Grund-
lage zu stabileren Beziehungen zwischen Ost 
und West durch die Förderung von Dialog und 
Zusammenarbeit beitragen soll. 
Die von den Ministern verabschiedeten Doku-
mente, nämlich die „Erklärung von Rom" und 
das Dokument zur „Institutionellen Reform der 
WEU" bilden die Grundlage für die künftige 
enge sicherheits- und verteidigungspolitische 
Zusammenarbeit der sieben Mitgliedstaaten. 

2. Die Außen- und die Verteidigungsminister ka-
men in Rom überein, eine Harmonisierung ih

-

rer Auffassungen zu allen wichtigen sicher-
heits- und verteidigungspolitischen Fragen an-
zustreben, in denen sich eine gemeinsame eu-
ropäische Haltung im Bündnis empfiehlt. Es 
sind dies insbesondere 
— Verteidigungsfragen, 

— Rüstungskontrolle und Abrüstung, 
— Auswirkungen von Entwicklungen in den 

Ost-West-Beziehungen auf die Sicherheit 
Europas, 

— Europas Beitrag zur Stärkung des Atlanti-
schen Bündnisses unter Berücksichtigung 
der Bedeutung der transatlantischen Bezie-
hungen, 

— die Entwicklung der europäischen Zusam-
menarbeit im Rüstungsbereich, in dem die 
Westeuropäische Union einen wichtigen Im-
puls geben kann. 

Die Westeuropäische Union kann sich ebenfalls 
mit den Auswirkungen von Krisen in anderen 
Regionen der Welt auf Europa befassen. 

3. Die Minister vertraten ferner die Auffassung, 
daß zur Verwirklichung dieser Ziele die Organe 
der Westeuropäischen Union den neuen Aufga-
ben angepaßt werden müssen. Sie beschlossen, 
daß der Ministerrat künftig zweimal im Jahr 

• auf Ministerebene zusammentreten soll. An 
diesen regelmäßigen Sitzungen werden künftig 
die Außen- und die Verteidigungsminister teil-
nehmen; getrennte Sitzungen der Außen- und/ 
oder der Verteidigungsminister können zusätz-
lich abgehalten werden. 

4. In Anbetracht dessen, daß die dem Amt für 
Rüstungskontrolle ursprünglich zugewiesenen 
Kontrollaufgaben jetzt größtenteils überflüssig 
geworden sind, beschlossen die Minister, die 
verbliebenen Mengenkontrollen konventionel-
ler Waffen ab 1. Januar 1985 beträchtlich zu 
verringern und ab 1. Januar 1986 völlig aufzu-
heben. Im Anschluß an diese Entscheidung der 
Minister faßte der Ständige Rat einen entspre-
chenden Durchführungsbeschluß. 
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5. Die Minister wiesen den Ständigen Rat an, die 
genauen Modalitäten einer umfassenden Reor-
ganisation festzulegen, die das Amt für Rü-
stungskontrolle, das Internationale Sekretariat 
des Ständigen Rüstungsausschusses und den 
Ständigen Rüstungsausschuß betrifft. Diese 
Gremien sollen so strukturiert werden, daß sie 
künftig folgende Aufgaben übernehmen kön-
nen: 

— Untersuchung von Fragen der Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung bei gleichzeitiger 
Wahrnehmung der verbliebenen Kontroll-
aufgaben, 

— Erstellen von Studien über Sicherheits- und 
Verteidigungsfragen, 

— aktiver Beitrag zur Entwicklung der euro-
päischen Zusammenarbeit im Rüstungsbe-
reich. 

6. Der Ministerrat beauftragte den Ständigen Rat 
ferner, für die nächste Sitzung des Minister-
rats, die am 22./23. April 1985 in Bonn stattfin-
den wird, Berichte vorzulegen 
— zur Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit 

der WEU, 

— zur Prüfung, wie für die Arbeit des Minister-
rats die Erfahrung militärischer Experten 
genutzt werden kann, 

— und schließlich zur Behandlung des portu-
giesischen Antrags auf Beitritt zur Westeu-
ropäischen Union, der kurz vor Beginn der 
Tagung in Rom gestellt wurde. 

Ferner baten die Minister das Generalsekreta-
riat, in einem Bericht zu prüfen, welche Maß-
nahmen zur Verstärkung seiner Tätigkeit not-
wendig sein könnten. 

7. Der Ständige Rat befaßte sich im Berichtszeit-
raum mit den in den Ziffern 5 und 6 aufgeführ-
ten Aufträgen der Minister und wird dem Mini-
sterrat im April 1985 zusammen mit dem Gene-
ralsekretariat entsprechende Berichte vorle-
gen. 

8. Der Ständige Rat beantwortete im Berichtszeit-
raum die Empfehlungen 403 bis 410 sowie die 
schriftliche Frage 250 der Versammlung. Ihm 
liegen derzeit die Empfehlungen 411 bis 415 der 
Versammlung sowie die schriftlichen Fragen 
249 bis 256 zur Beantwortung vor, darunter die 
schriftliche Frage 251 des deutschen Abgeord-
neten Lenzer zum Stand verschiedener Rü-
stungskooperationsprojekte. Bereits beantwor-
tet wurde Empfehlung 416, die sich mit den 
grundlegenden Beschlüssen von Rom befaßt. 

Die Arbeitsgruppe des Ständigen Rats stimmte 
in ihren regelmäßigen Sitzungen die Antwor-
ten des Rats auf die Empfehlungen und schrift-
lichen Fragen der Versammlung ab. Die Ar-
beitsgruppe prüfte außerdem grundsätzlich, 
wie das Verfahren zur Beantwortung der Emp-
fehlungen und schriftlichen Fragen der Ver-
sammlung verbessert werden kann. 

9. Die Versammlung trat am 29. Oktober 1984, 
ebenfalls anläßlich des 30. Jahrestags der Un-
terzeichnung des modifizierten Brüsseler Ver-
trages, in Rom zu einer Sondersitzung zusam-
men. Als Vorsitzender des Ministerrats erläu-
terte Bundesminister Genscher der Versamm-
lung die Beschlüsse der Minister vom 26./ 
27. Oktober. Diese hatten u. a. hervorgehoben, 
daß die Versammlung als das einzige vertrag-
lich mit der Behandlung von Verteidigungsan-
gelegenheiten beauftragte europäische parla-
mentarische Gremium dazu aufgerufen ist, 
eine größere Rolle zu spielen. Die Aussprache 
in der Versammlung machte deutlich, daß diese 
einen aktiven Beitrag zur verstärkten sicher-
heits- und verteidigungspolitischen Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten der Westeuropäi-
schen Union leisten wird. 

Überlegungen zur stärkeren Nutzung der WEU 
standen neben allgemeinen Fragen der Sicher-
heit und Verteidigung sowie der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle auch im Vordergrund der 
Beratungen beim zweiten Teil der 30. Ordentli-
chen Sitzungsperiode der Versammlung vom 3. 
bis 6. Dezember 1984 in Paris. Als Vertreter des 
Ministerrats sprachen dessen Vorsitzender 
Bundesminister Genscher, der französische 
Außenminister Cheysson, der italienische Ver-
teidigungsminister Spadolini sowie der Staats-
minister im britischen Außenministerium, 
Luce. 

Die Versammlung verabschiedete auf der 
Grundlage entsprechender Ausschußberichte 
folgende Empfehlungen an den Rat: 

— Nr. 411: Abschreckung und der Wille des 
Volkes 

— Nr. 412: Konsequenzen des Golfkrieges 

— Nr. 413: Die militärische Nutzung des Welt-
raums (Teil II) 

— Nr. 414: Die Zusammenarbeit zwischen den 
USA und Europa auf dem Gebiet 
der Spitzentechnologie 

— Nr. 415: Rüstungskontrolle und Abrüstung 

— Nr. 416: WEU, Europäische Union und das 
Atlantische Bündnis. 

Der Versammlung lag auch ein Informations-
bericht des „Ausschusses für die Beziehungen 
zu den (nationalen) Parlamenten" des deut-
schen Abgeordneten Dr. Hackel (Berichterstat-
ter) vor zu dem Thema „Parlamentarische Maß-
nahmen auf der Grundlage von Empfehlungen 
der WEU-Versammlung betr. europäische Zu-
sammenarbeit im Bereich der Weltraumtech-
nologie". 
Auf die ausführliche Unterrichtung über den 
zweiten Teil der 30. Ordentlichen Sitzungspe-
riode der Versammlung durch die deutsche De-
legation (s. BT-Drucksache 10/2694 vom 3. Ja-
nuar 1985) wird verwiesen. 

10. Zur Verbesserung des Dialogs und der Zusam-
menarbeit zwischen den beiden wichtigsten Or-
ganen der WEU, dem Ministerrat und der Ver- 
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Sammlung, wurden eine Reihe von Initiativen 
ergriffen. Bundesminister Genscher als Vorsit-
zender des Ministerrats unterrichtete nach der 
Sitzung am 26./27. Oktober in Rom den Präsidi-
alausschuß der Versammlung unmittelbar nach 
Abschluß der Beratungen über die wichtigsten 
Ergebnisse. Darüber hinaus empfing er das 
Präsidium der WEU-Versammlung zu informel-
len Gesprächen auf Schloß Gymnich am 9. Ok-
tober 1984 im Rahmen der Vorbereitungen der 
Sitzung des Ministerrats sowie am 19. Novem-
ber 1984 im Rahmen der Vorbereitungen der 
Sitzungen der Versammlung im Dezember 
1984. Diese Begegnungen unterstreichen, wel-
chen Stellenwert Ministerrat und Präsident-
schaft der Rolle der Versammlung bei der Bele-
bung der WEU beimessen. 

Als Vorsitzender des Ministerrats sprach Bun-
desminister Genscher außerdem vor der Ver-
sammlung am 29. Oktober 1984 in Rom sowie 
am 5. Dezember 1984 in Paris. 

Die Versammlung richtete im Februar 1985 zur 
weiteren Intensivierung der Kontakte zwi-
schen Ministerrat und Versammlung einen 
„Ausschuß für die Beziehungen zum Rat" unter 
Vorsitz des Präsidenten ein. 

11. Die 1984 getroffene Entscheidung, die WEU 
künftig stärker zu nutzen, zeigte im Berichts-
zeitraum bereits positive Wirkungen: Portugal 
übermittelte durch Schreiben seines Außenmi-
nisters Mitte Oktober 1984 den Wunsch, in der 
WEU durch einen möglichen Beitritt eine ak-
tive Rolle zu spielen. Der spanische Minister-
präsident führte in seiner Regierungserklärung 
zur Lage der Nation Ende Oktober 1984 aus, 
eine Beteiligung Spaniens in der WEU sei wün-
schenswert; allerdings gelte es, zunächst die 
Fortentwicklung des EG-Beitritts abzuwarten. 

III. Haushaltsfragen 

Im Berichtszeitraum wurde der Haushalt für die 
ministeriellen Organe der WEU (abschließend) so-
wie der Haushalt für die WEU-Versammlung je- 

weils für das Jahr 1985 vom Ständigen Rat behan-
delt. Dieser folgte dabei der Stellungnahme des 
Haushalts- und Organisationsausschusses vom Ok-
tober 1984 sowie vom Januar/Februar 1985. Beide 
Haushalte tragen in der gegenwärtigen Phase der 
Restrukturierung der WEU deutlichen Übergangs-
charakter. Einzelne frei gewordene Stellen wurden 
vorerst nicht besetzt, da die künftig auf diesen Stel-
len erforderlichen Qualifikationen noch nicht näher 
zu umschreiben waren. Für den Haushalt der mini-
steriellen Organe war ein reales Nullwachstum 
durchsetzbar, was im übrigen der weiterhin ange-
spannten Haushaltslage in den meisten Mitglied-
staaten entgegenkam. Der Haushalt der WEU-Ver-
sammlung ist noch nicht abschließend beraten. 

IV. Amt für Rüstungskontrolle (RKA) 

Das Rüstungskontrollamt setzte im Berichtszeit-
raum die Mengenkontrollen der von den Vertrags-
partnern auf dem europäischen Festland gehalte-
nen Waffenbestände, ab 1. Januar 1985 im konven-
tionellen Bereich reduziert um einige Waffengat-
tungen, sowie die Nichtherstellungskontrollen in 
der Bundesrepublik Deutschland fort. 

Der Direktor des RKA berichtete im Ständigen Rat 
über die Kontrolltätigkeit des RKA. Er wurde au-
ßerdem gemäß dem in Rom verabschiedeten Doku-
ment zur „Institutionellen Reform der WEU" zu den 
Überlegungen betreffend eine umfassende Reorga-
nisation des RKA und des Ständigen Rüstungsaus-
schusses (vgl. Ziffer II 5.) gehört. 

V. Ständiger Rüstungsausschuß (SRA) 

Der Ständige Rüstungsausschuß setzte im Berichts-
zeitraum seine Arbeit an der Wirtschaftsstudie fort 
und begann mit Arbeiten an der Japan-Studie. Der 
Leiter des Internationalen Sekretariats des Ständi-
gen Rüstungsausschusses wurde zu den genauen 
Modalitäten der im vorstehenden Absatz erwähn-
ten Reorganisation gehört. 








